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Änderungsantrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

zum Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU/CSU und FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die Förderung der Stromerzeugung

aus erneuerbaren Energien

- Drucksache 17/6071 –

Der Ausschuss möge beschließen:

Artikel 1 wird wie folgt geändert:

In Nummer 17 wird in § 20 Absatz 2 Nummer 6 Buchstabe b die Angabe „1,5 Prozent“ durch die

Angabe „1 Prozent“ ersetzt

Begründung

Eine Degression von 1,5 Prozent legt dem Ausbau der Windenergie im Binnenland weitere Schranken

auf. Gerade der im Binnenland bisher stagnierende Zubau kann so nicht an Fahrt gewinnen.

Zusätzlich zu den bereits naturräumlich schwierigen Voraussetzungen für eine effiziente

Windenergienutzung würde sich eine zusätzliche Hürde ergeben. Zudem ergibt sich mit dem

flächenhaften Zubau im Binnenland eine Entlastung für das Stromnetz. Dafür ist die bisher geltende

Regelung wichtige Voraussetzung.

Die vorgesehene Erhöhung der Degression ist mit Blick der aktuellen Inflationsrate und der

steigenden Rohstoffpreise nicht nachvollziehbar. Für die im Erfahrungsbericht behauptete

Preisreduktion bei den Windenergieanlagen sind daher keine Gründe erkennbar.

Die Windenergie onshore und offshore ist unter den erneuerbaren Energien bereits zur Leitenergie

geworden. Dieser Trend wird sich noch verstärken. Sie weist dabei im Ausbaupotenzial das günstigste

Stromernte/Vergütungsverhältnis auf.

Einer Erhöhung der Degression bedarf es daher nicht. Denn das mit der Energiewende zunehmende

Gewicht der erneuerbaren Energien wird durch die Windenergie onshore und offshore kostenmäßig

stabilisiert.

Berlin, den 28.06.2011
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